
 

Parlament lehnt schwarze Liste der EU-
Kommission von Geldwäscherisiko-Ländern ab
 
Die Abgeordneten fordern, dass die EU-Kommission ihre “schwarze Liste” von Ländern,
die ein Geldwäsche- oder Terrorismusfinanzierungsrisiko darstellen, überarbeitet. In
einer entsprechenden Entschließung, die sie am Donnerstag angenommen haben,
fordern sie, dass die Liste erweitert werden sollte, um z.B. auch Staaten, die
Steuerdelikte ermöglichen, einzuschließen.
 
Judith  Sargentini  (Grüne/EFA,  NL),  als  Ko-Berichterstatterin  mitverantwortlich  für  die
Entschließung  und  die  zugrundeliegende  Gesetzgebung,  sagte:  „Das  deutl iche
Abstimmungsergebnis  zeigt,  wie  stark  das  Parlament  von der  Unzulänglichkeit  der  Liste
überzeugt ist. Wir hoffen, dass die Kommission nun bei der Überarbeitung ehrgeiziger ist, um
eine schwarze Liste vorzulegen, die ihren Zweck auch erfüllt.“
 
Krišjānis  Karins  (EVP,  LV),  ebenfalls  Ko-Berichterstatter  für  die  zugrundeliegende
Gesetzgebung, enthielt sich seiner Stimme. Er sagte: “Ein Land sollte auf der Liste nur dann
erscheinen,  wenn  es  ausreichende  Anhaltspunkte  für  ein  systematisches  Risiko  der
Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung gibt. Die Kommission braucht eine einfache und
transparente Methode, die öffentlicher Kontrolle standhalten kann.“
 
 
 
Die  Kommissionsliste  enthält  11  Länder,  einschließlich  Afghanistan,  Irak,  Bosnien  und
Herzegowina und Syrien, die die Kommission als mangelhaft in Bezug auf die Bekämpfung der
Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung einschätzt. Menschen und Rechtspersonen aus
den  in  der  Liste  aufgeführten  Ländern  werden  strenger  kontrolliert,  wenn  sie  in  Europa
unternehmerisch  tätig  werden  wollen.
 
Die Entschließung wurde mit  393 Stimmen angenommen, bei  67 Gegenstimmen und 210
Enthaltungen.
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Weitere Informationen
Der angenommene Text wird hier verfügbar sein (unter folgendem Datum: 19.01.2017)
Berichterstatterin Judith Sargentini (Grüne/EFA, NL)
Berichterstatter Krišjānis Karins (EVP, LV)
Merkblatt zu den Verfahrensschritten
Videomaterial zum Thema
EP-Hintergrundinformationen: “Access to anti-money laundering information by tax authorities
(auf Englisch)
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http://www.europarl.europa.eu/plenary/de/texts-adopted.html
http://www.europarl.europa.eu/meps/de/96815/JUDITH_SARGENTINI_home.html
http://www.europarl.europa.eu/meps/de/96901/KRISJANIS_KARINS_home.html
http://www.europarl.europa.eu/oeil/popups/ficheprocedure.do?reference=2016/3007(DEA)&l=en
http://audiovisual.europarl.europa.eu/Assetdetail.aspx?ref=I131839
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_ATA%282016%29593534
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_ATA%282016%29593534
https://twitter.com/EP_Economics
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